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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. April 1970 

III/l - 68070- E-Ri 5/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 

mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Finanzierung 
von Interventionsausgaben auf dem Binnenmarkt für Rind- 
fleisch. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 14. April 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Waditberg-Viilip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Finanzierung von Interventionsausgaben 
auf dem Binnenmarkt für Rindfleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 17/64/EWG des 
Rates vom 5. Februar 1964 über die Bedingungen für 
die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft *), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1892/68 2 ), 
insbesondere auf Artikel 6 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Voraussetzungen für die Beteiligung des Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, nachstehend der „Fonds" genannt, an 
der Gemeinschaftsfinanzierung von Interventions- 
ausgaben für jede gemeinsame Marktorganisation 
sind festzulegen. 

Die in Anwendung von Artikel 5 bis 8 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 805/68 des Rates vom 27. Juni 
1968 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Rindfleisch :i ), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2463/69 4 ), gewährten Beihilfen für die 
private Lagerhaltung und Aufkäufe durch Interven- 
tionsstellen bringen Ausgaben und gegebenenfalls 
Verluste mit sich, die dem Fonds anzulasten sind, 
weil diese Interventionen den Bedingungen des 
Artikels 6 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17/64/EWG 
entsprechen. 

Die in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 805/68 genannten Interventionen 
umfassen mehrere Maßnahmen, insbesondere den | 
Ankauf, die Lagerung und den Verkauf. Zur Aus- | 
Weisung der einzelnen Ausgabe- und Einnahme- j 
posten und damit zur Ermittlung der sich ergebenden i 
Netto-Verluste eignet sich am besten die Methode 
der Bilanzen. Zur Feststellung einzelner Ausgaben 
muß ein Pauschalverfahren festgelegt werden, da die i 
Mitgliedstaaten im Rahmen der Gemeinschaftsrege- 
lung einen Ermessensspielraum haben und be- 
stimmte Kosten nicht harmonisiert sind. 

Es müssen Bestimmungen vorgesehen werden, 
durch die verhindert wird, daß der Fonds die finan- 
ziellen Folgen eines etwaigen fahrlässigen Verhal- 
tens trägt, das bei der Anwendung der Interventions- 
regelung festgestellt wird - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Fonds, Abteilung Garantie, finanziert gemäß 
Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17/64/EWG 
unter den in dieser Verordnung festgelegten Be- 


dingungen die den Mitgliedstaaten entstandenen 
Ausgaben für folgende, nach dem 28. Juli 1968 für 
Rindfleisch durchgeführte Maßnahmen: 

a) Interventionen, die Ankäufe durch eine Interven- 
tionsstelle und nachfolgende Vorgänge gemäß 
Artikel 5, 6 und 7 der Verordnung (EWG) Nr. 
805/68 umfassen; 

b) Interventionen in Form von Beihilfen für die 
private Lagerhaltung gemäß Artikel 5, 6 und 8 
der Verordnung (EWG) Nr. 805/68. 

Artikel 2 

1. Der vergütbare Betrag der Ausgaben, die durch 
die in Artikel 1 Buchstabe a genannten Interven- 
tionen entstanden sind, wird für jeden Mitglied- 
staat und für jeden Verbuchungszeitraum auf die 
Weise errechnet, daß die der betreffenden Inter- 
ventionsstelle in diesem Zeitraum entstandenen 
Netto-Verluste ermittelt werden. 

Diese Netto-Verluste werden ermittelt, indem für 
den in Absatz 2 genannten Zeitraum ein Konto 
errichtet wird, das 

a) mit den in Artikel 3 Absatz 1 genannten 
Posten belastet wird, 

b) mit den in Artikel 3 Absatz 2 genannten 
Posten entlastet wird. 

2. Als Zeitraum im Sinne dieser Verordnung gelten 
die Zeiträume 

- vom 29. Juli 1968 bis 31. Dezember 1969, 

- von 1970 an vom 1. Januar bis 31. Dezember. 

3. Weist das Konto für einen bestimmten Zeitraum 
einen Haben-Saldo auf, so wird dieser auf die 
Haben-Seite des Kontos für den nächsten Zeit- 
raum übertragen. 

Artikel 3 

1. Das in Artikel 2 Absatz 2 genannte Konto wird 
belastet mit 

a) dem Wert der vom vorhergehenden Zeitraum 
übertragenen Rindfleischmengen, der sich aus 
der Summe der Werte der verschiedenen 
Fleischsorten errechnet, die sich am ersten Tag 
des neuen Zeitraums im Kühlhaus befinden; 
diese Werte errechnen sich wiederum durch 
Multiplikation der Menge der einzelnen 


i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 
| 2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
| vom 29. November 1968, S. 1 

! 3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 312 
vom 12. Dezember 1969, S. 3 
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Fleischsorten mit dem an diesem Tag gültigen 
Orientierungspreis, wobei dieser Preis mit 
dem entsprechenden Koeffizienten multipli- 
ziert wird, der nach dem Verfahren des 
Artikels 27 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
festgelegt wird; 

b) dem Betrag der im Laufe des Zeitraums ange- 
kauften Fleischmengen; 

c) dein Betrag der durch die Einlagerung in das 
Kühlhaus im Laufe des Zeitraums entstande- 
nen Kosten einschließlich der Gefrierkosten. 
Dieser Betrag wird aufgrund eines nach Ar- 
tikel 6 Absatz 1 festzusetzenden Pauschalbe- 
trages je Tonne Lagerzugang berechnet; 

d) dem Betrag der Kosten für Entbeinen und 
Verarbeiten, die der Interventionsstelle wäh- 
rend des Zeitraums für Maßnahmen nach 
Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 805/68 entstanden sind. Die Kostensätze je 
verarbeitete Tonne werden nach den Vor- 
schriften des Artikels 6 Absatz 1 festgesetzt; 

e) dem Betrag der Kosten, die durch die Aus- 
lagerung während des Zeitraums entstanden 
sind. Dieser Betrag wird aufgrund eines ge- 
mäß Artikel 6 Absatz 1 festzulegenden Pau- 
schalbetrags je Tonne Lagerabgang berechnet; 

f) dem Betrag der reinen Lagerkosten während 
des Zeitraums, der aufgrund eines gemäß 
Artikel 6 Absatz 1 festzulegenden Pauschal- 
betrags pro Gewichtseinheit/Lagerdauer er- 
rechnet wird; 

g) dem Betrag der Finanzierungskosten während 
des Zeitraums, errechnet nach einer Methode 
und einem Zinssatz, die nach dem in Artikel 26 
der Verordnung Nr. 17/64/EWG vorgesehenen 
Verfahren festzulegen sind. 

2. Das in Artikel 2 Absatz 2 genannte Konto wird 

entlastet mit 

a) dem Betrag der durch den Absatz während 
des Zeitraums erzielten Einnahmen; 

b) dem Wert der auf den nächsten Zeitraum 
übertragenen Fleischmengen, der auf die in 
Absatz 1 Buchstabe a genannte Weise errech- 
net wird; 

c) dem Wert der Fehlmengen, die über eine be- 
stimmte Toleranzgrenze hinausgehen, die 
nach dem in Artikel 27 der Verordnung (EWG) 
Nr. 805/68 vorgesehenen Verfahren festzu- 
setzen ist. Dieser Wert wird durch Multipli- 
kation der die Toleranzgrenze überschreiten- 
den Mengen mit dem höchsten Orientierungs- 
preis im betreffenden Zeitraum errechnet, 
wobei dieser mit einem Koeffizienten multi- 
pliziert wird, der nach dem Verfahren des 
Artikels 6 Absatz 1 zweiter Satz festgelegt 
wird. 

Die Fehlmengen sind gleich dem Unterschied, 
der sich aus dem laufend geführten Inventar 
zwischen dem Sollbestand und dem Istbestand 


ergibt und der am letzten Tag des betreffen- 
den Zeitraums festgestellt wird. Ist dies nicht 
möglich, so wird mit Hilfe des Sollbestandes 
nach Erschöpfung des Istbestandes des be- 
treffenden Erzeugnisses die Fehlmenge er- 
mittelt. Die Erzeugnisse, deren Qualität in- 
folge der Interventionsstelle anzulastender 
schlechter Lagerungsverhältnisse beeinträch- 
tigt ist und welche nicht mehr den gesund- 
heitsrechtlichen Vorschriften für Lebensmittel 
entsprechen, werden als die Toleranzgrenze 
überschreitende Verluste gebucht; 

d) den Einnahmen, die während des Zeitraums 
durch Nichtbeachtung der Rechts- oder Ver- 
tragsvorschriften durch Verkäufer oder An- 
käufer entstanden sind; 

e) den von den Lagerhaltern im Laufe des Zeit- 
raums aufgrund von Rückforderungen für 
Qualitätsminderungen oder Verluste an Er- 
zeugnissen eingenommenen Beträgen, soweit 
sich keine Überschneidung zu den Bestim- 
mungen des Buchstaben c oder des Artikels 4 
ergibt. 

Artikel 4 

Der vergütbare Betrag im Sinne von Artikel 2 wird 
um die Ausgaben gekürzt, die nach dem Verfahren 
des Artikels 6 Absatz 1 zweiter Satz festgestellt 
worden sind und die sich aus fahrlässigem Verhalten 
ergeben, für das die Mitgliedstaaten verantwortlich 
sind. 

Artikel 5 

Der vergütbare Betrag der Ausgaben, die durch 
die in Artikel 1 Buchstabe b genannten Maßnahmen 
entstanden sind, wird für jeden Mitgliedstaat aus 
der Summe der Beihilfen berechnet, die er für diese 
Maßnahmen gezahlt hat. 

Artikel 6 

1. Alle nach diesem Artikel festzulegenden Pau- 
schalbeträge sind einheitlich für die Gemeim 
schaff. Sie werden nach dem in Artikel 26 der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG vorgesehenen Ver- 
fahren festgesetzt. Dabei werden die Ergebnisse 
der Prüfung berücksichtigt, die nach Artikel 28 
der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 vorgenommen 
wurden. 

2. Die Durchführungsvorschriften zu den vorstehen- 
den Artikeln werden nach dem in Artikel 26 der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG vorgesehenen Ver- 
fahren erlassen, sofern nicht ausdrücklich vorge- 
schrieben ist, daß sie nach dem in Absatz 1 
zweiter Satz oder nach dem in Artikel 27 der 
Verordnung (EWG) Nr. 805/68 vorgesehenen 
Verfahren erlassen werden müssen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel, den 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 vom 27. Juni 
1968 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Rindfleisch ist am 29. Juli 1969 in Kraft getreten. 
Sie löst die Verordnung Nr. 14/64/EWG des Rates 
vom 5. Februar 1964 über die schrittweise Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Rindfleisch ab und sieht ebenso wie diese eine 
Erstattungsregelung bei der Ausfuhr nach Dritt- 
ländern vor. Während aber die Verordnung Nr. 
14/64/EWG den Mitgliedstaaten nur die Möglich- 
keit gab, auf ihrem Binnenmarkt zu intervenie- 
ren sind nunmehr gemeinschaftliche Interventio- 
nen vorgesehen. In dieser Verordnung werden nun 
die Bedingungen festgesetzt, unter denen die 
Ausgaben der Mitgliedstaaten für diese Interven- 
tionen für eine Finanzierung durch den Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Garantie, in Betracht 
kommen. 

2. In der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 sind zwei 
Arten von gemeinschaftlichen Interventionen 
vorgesehen: 

- Aufkäufe durch die Interventionsstellen, 

- Beihilfen zur privaten Lagerhaltung. 

Diese Interventionen entsprechen den Bedingun- 
gen, die in Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG des Rates vom 5. Februar 1964 
über die Bedingungen für die Beteiligung des 
Fonds aufgeführt sind. Daher bestimmt Artikel 1, 
daß die den Mitgliedstaaten entstandenen Aus- 
gaben nach Artikel 6 vergütbar sind. 

3. Die weiteren Vorschriften der Verordnung legen 
die Kriterien für die Berechnung der vergütbaren 
Ausgaben für die beiden Interventionsarten fest. 

Die Vorschriften entsprechen der Entschließung 
des Rates vom 22. April 1969 über die Grund- 
sätze der gemeinsamen Finanzierung der Inter- 
ventionen auf dem Binnenmarkt (Dok. R/4 13/69). 
Sie sind mit den Vorschriften der Verordnungen 
über die Vergütbarkeit vergleichbar, die bereits 
für andere Sektoren erlassen wurden. So ist bei 
den Interventionen in Form von gemäß den Ge- 
meinschaftsvorschriften gewährten Beihilfen der 
vergütbare Betrag gleich der Summe der Aus- 
gaben; bei Interventionen in Form von Ankauf, 
Lagerung und Absatz durch eine Interventions- 
stelle wird der vergütbare Betrag mittels einer 
Bilanz festgestellt, aus der die Verluste hervor- 
gehen. 

4. Der in Artikel 2 Absatz 2 definierte Bilanzzeit- 
raum der Interventionsstellen weicht vom Wirt- 
schaftsjahr ab, um sich aus zwei Gründen dem 
Verbuchungszeitraum des EAGFL anzupassen. 


Das Wirtschaftsjahr 1968/69 begann für diesen 
Sektor mit einer Verspätung von vier Monaten 
und wurde um acht Monate verlängert. Darüber 
hinaus verpflichtet die vom Rat am 6. März 1970 
verabschiedete Verordnung über die zusätzlichen 
Vorschriften für die Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik zur Aufstellung solcher 
Bilanzen zum 31. Dezember 1969 und 31. De- 
zember 1970 in Anbetracht der von dem einen 
zum anderen Jahr sich ändernden Beitragsrege- 
lung. 

5. Gewisse Besonderheiten gaben Anlaß zu Vor- 
schriften, die in den anderen Verordnungen, die 
die Bedingungen der Vergütbarkeit bestimmen, 
nicht enthalten sind. 

a) Die Ermittlung des Wertes, der sich zum Zeit- 
punkt der Erstellung der Bilanz in den Be- 
ständen der Interventionsstellen befindlichen 
Fleischmengen stellt ein Sonderproblem dar, 
da einerseits das Fleisch durch das Einfrie- 
ren und das Lagern an Qualität einbüßt, zum 
anderen aber auch, weil zu diesem Zeitpunkt 
das Fleisch in anderer Form vorhanden sein 
kann, als zur Zeit des Ankaufs durch die 
Interventionsstelle. Es wurde daher eine be- 
sondere Vorschrift vorgesehen, der entspre- 
chend der Verwaltungsausschuß für Rind- 
fleisch die Koeffizienten festlegen muß, an- 
hand derer der Wert der einzelnen Auf- 
machungen aufgrund des am ersten Tag des 
neuen Zeitraums geltenden Orientierungs- 
preises ermittelt wird. 

b) Schließlich ist ebenso wie bei den Interventi- 
onen im Milchsektor eine Klausel über die Be- 
rechnung der Finanzierungskosten für die 
Lagerhaltung vorgesehen. Der Grund hierfür 
liegt bei den verschiedenen hohen Lagerbe- 
ständen der Interventionsstellen und dem sich 
daraus ergebenden unterschiedlichen Kosten- 
aufwand. 

6. Zu den Kosten der Interventionsregelung wäre 
zu bemerken, daß der EAGFL im Rahmen der An- 
träge auf Abschlagszahlungen für den Ver- 
buchungszeitraum 1968/69 keine Ausgabe be- 
rücksichtigt hat, da das Wirtschaftsjahr auf jeden 
Fall im Laufe des zweiten Halbjahres 1969 ablief. 
Für diesen ersten Zeitraum wurden die Aus- 
gaben aufgrund einer Intervention, die mehr als 
26 000 t Rindfleisch erfaßte, auf 13 Millionen RE 
geschätzt. Im Augenblick betreffen diese Aus- 
gaben lediglich die Lagerkosten und die sich aus 
dem Unterschied zwischen Ankauf und Absatz er- 
gebenden Nettoverluste, da keine Beihilfen für 
die private Lagerhaltung gewährt wurden. 
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